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Drucksache V/3727 


Der Bundesminister der Verteidigung 


Bonn, den 14. Januar 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Studienbeginn wehrdienender Abiturienten 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
- Drucksache V/3681 - 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP beantworte ich im 
Einvernehmen mit den Herren Bundesministern des Innern und 
für wissenschaftliche Forschung wie folgt: 


1. Ist es zutreffend, daß der Bundesminister der Verteidigung sich 
an die Kultusminister der Länder gewandt und um Erleich- 
terungen für die Abiturienten gebeten hat, die ihren Wehrdienst 
abgeleistet haben und danach studieren wollen? 


Der Bundesminister der Verteidigung hat mit Schreiben vom 
4. Oktober 1968 an die Kultusminister der Länder auf die Aus- 
wirkungen und Folgen, die sich aus der Umstellung des Schul- 
jahres in den meisten Ländern der Bundesrepublik Deutschland 
und der Festsetzung des Studienbeginns im Wintersemester an 
bestimmten Fakultäten einer ganzen Anzahl von Universitäten, 
Technischen Hochschulen und Akademien sowohl für die Bun- 
deswehr als auch für die Wehrdienst leistenden studienwilligen 
Abiturienten ergeben, hingewiesen. Es wurde zum Ausdruck 
gebracht, daß die Bundeswehr die Sonderregelungen, die sie 
zur Abwendung von Wartezeiten für die Abiturienten des 
1. und 2. Kurzschuljahres getroffen hat, nicht wiederholen kann. 
Zugleich wurden Vorschläge unterbreitet, deren Verwirklichung 
durch die Universitäten, Technischen Hochschulen und entspre- 
chenden Ausbildungseinrichtungen zu einer Lösung der durch 
die genannten Maßnahmen entstandenen Probleme auf der 
Grundlage der Güter- und Pflichtenabwägung zwischen dem 
Auftrag der Bundeswehr einerseits und dem Interesse des ein- 
zelnen Abiturienten und dem Volksganzen andererseits bei- 
tragen wird. 
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2. Welchen Erfolg hat dieses Schreiben des Bundesministeis der 
Verteidigung an die Kultusminister der Länder gehabt? 

Maßnahmen im Sinne einer Regelung, die den Vorschlägen des 
Bundesministers der Verteidigung entsprechen, sind dem Bun- 
desministerium der Verteidigung bisher nicht bekanntgeworden. 

Es ist jedoch vorgesehen, daß die im Schreiben des BMVtdg 
angesprochenen Fragen auf der nächsten Sitzung der Kontakt- 
kommission, die voraussichtlich Anfang Februar 1969 statt- 
finden wird, gemeinsam mit der Ständigen Konferenz der Kul- 
tusminister der Länder, der Westdeutschen Rektorenkonferenz 
und dem Bundsministerium der Verteidigung erörtert werden. 
Das Ergebnis dieser Besprechung muß abgewartet werden, um 
die Kleine Anfrage vollständig beantworten zu können. 


3. Wird demnächst der Studienbeginn mit dem Entlassungstermin 
der Bundeswehr oder umgekehrt abgestimmt werden? 

Diese Frage soll ebenfalls in der nächsten Sitzung der Kontakt- 
kommission erörtert werden. Eine Antwort ist erst möglich, 
wenn das Ergebnis der Sitzung vorliegt. 


4. Wird sichergestellt, daß in Zukunft Studienbewerbern, die ihren 
Wehrdienst abgeleistet haben, durch Zulassungsbeschränkungen 
keine Nachteile mehr entstehen? 


Nach einer Entschließung der 60. Westdeutschen Rektorenkon- 
ferenz vom 27. März 1968 ist bei der Auswahl von Studien- 
bewerbern für zulassungsbeschränkte Fächer durch die Hoch- 
schulen eine Reihe von Kriterien in Betracht zu ziehen, zu denen 
neben dem Reifezeugnis u. a. auch die Ableistung von Wehr- 
dienst gehört. Die einzelnen Universitäten sind dieser Emp- 
fehlung inzwischen gefolgt und bevorzugen gediente Studien- 
bewerber in allen Fällen einer Zulassung zum Studium der Me- 
dizin und Zahnmedizin dann, wenn die Bewerber bestimmten 
Mindestanforderungen genügen. Hinsichtlich der Art und des 
Umfanges der Bevorzugung bestehen aber zwischen den Hoch- 
schulen Unterschiede. Verallgemeinernd läßt sich nur sagen, 
daß den Gedienten auf den für die Zulassung in erster Linie 
maßgebenden Noten durch schnitt in den sogenannten Kern- 
fächern eine verschieden hohe Punktzahl gutgeschrieben wird. 
Die Zulassungsaussichten der gedienten Bewerber vergrößern 
sich dadurch zwar gegenüber - nach dem Notendurchschnitt - 
gleich guten anderen Studienbewerbern. Dieses Verfahren stellt 
aber nicht sicher, daß der Gediente dieselben Aussichten auf 
Zulassung hat, die er - in der Regel zwei Jahre - vor der Einberu- 
fung zum Grundwehrdienst gehabt hätte,- es kann mithin zu 
Nachteilen führen, die von den Betroffenen nicht zu vertreten 
und die ihnen nicht zuzumuten sind. 
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Die Bemühungen des Bundesministeriums der Verteidigung 
gingen und gehen deshalb dahin, sicherzustellen, daß bei der 
Zulassung gedienter Bewerber für alle Studienfächer diejenigen 
Zulassungskriterien angewendet werden, die bei einer mög- 
lichen Bewerbung vor dem Wehrdienst maßgebend waren. 

Auch hiermit wird sich die Kontaktkommission im Februar be- 
fassen. 


5. Haben die Kultusminister der Länder zugesagt, daß in Zukunft 
für wehrdienstleistende Abiturienten, die ihr Studium nach der 
für bestimmte Fakultäten geltenden Regelung nur im Winter- 
semester beginnen können, das Sommersemester als Erst- 
semester eingerichtet und anerkannt wird? 


Die Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder hat sich 
in den von ihr am 10. April 1968 beschlossenen Grundsätzen für 
die allgemeine Einführung des Studienjahres ausgesprochen. 
Eine Zusage, das Sommersemester als Erstsemester für Gediente 
einzurichten, liegt nicht vor. 


6. Ist die Bundesregierung bereit, in Zukunft, so wie sie es schon 
einmal mit den Abiturienten gemacht hat, die im Juli 1967 ein- 
berufen wurden und jetzt studieren wollen, wehrpflichtige Ab- 
iturienten nach ISmonatiger Dienstzeit vorzeitig zu entlassen, 
wenn sie auf diese Weise gleich im Anschluß an den Wehrdienst 
ihr erstes Studiensemester ohne weiteren Zeitverlust beginnen 
können? 

Die Bundeswehr ist eine moderne Streitkraft, die wegen der 
geostrategischen Lage des Staates, den sie verteidigen soll, im 
höchsten Grade präsent sein muß. Für die operative Präsenz 
sind jedoch voll feldverwendungsfähige Soldaten, ferner Ver- 
bände, die noch für einen längeren Zeitraum über einsatzbereite 
Einheiten verfügen, und schließlich Verbände und Großver- 
bände, die im beweglich geführten Gefecht verbundener Waffen 
geübt sind, ausschlaggebend. 

Die Schaffung einer Dauerregelung im Sinne des Erlasses vom 
16. August 1968, wonach die im Juli 1967 einberufenen studien- 
willigen Wehrdienst leistenden Abiturienten vorzeitig entlassen 
werden konnten, sofern sie die im Erlaß vorgeschriebenen Kri- 
terien erfüllten, würde zu einer Minderung der Einsatzbereit- 
schaft der Bundeswehr führen. Dabei ist primär nicht die zahlen- 
mäßige Verringerung, sondern der Ausfall in der ausgeübten 
Funktion der Soldaten entscheidend. Denn die in bestimmten 
Funktionen ausgebildeten Soldaten können bei vorzeitiger Ent- 
lassung nicht durch andere ersetzt werden. Diese Wehrpflich- 
tigen würden gerade in dem für die Bundeswehr wertvollen 
Stadium nicht zur Verfügung stehen. 

Die bisherigen Sonderregelungen haben sich auch insoweit nicht 
bewährt, als sich die Nichtabiturienten und nicht studienwilligen 
Abiturienten zu Recht benachteiligt fühlten. Ihre Entlassungs- 
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anträge mußten unberücksichtigt bleiben. Die sich daraus er- 
gebenden Spannungen haben die Kameradschaft und das Zu- 
sammengehörigkeitsgefühl der Truppe belastet. Das hierdurch 
schon in Mitleidenschaft gezogene Innere Gefüge der Truppe 
würde über das erträgliche Maß hinaus belastet werden, wenn 
Sonderregelungen für Abiturienten zu einer Dauerregelung 
werden würden. 

Insgesamt gesehen hat die Bundeswehr durch die bisherigen 
Sonderregelungen die Grenze dessen erreicht, was sowohl 
gegenüber ihrem Auftrag, als auch gegenüber den Wehrdienst 
leistenden Wehrpflichtigen vertretbar ist. Eine Wiederholung 
der Sonderregelung vom 16. August 1968 für Wehrpflichtige 
bestimmter Einberufungstermine oder eine grundsätzliche Ent- 
lassungsplanung auf Dauer ist daher nicht beabsichtigt. 


Schröder 



